
Beweisantrag 
 
Zu beweisende Tatsache 
Das Ergebnis dieses Verfahrens, nämlich der Schuldspruch, ist durch den Präsidenten des Polizeipräsidiums 
Mittelhessen bereits im Frühjahr 2004 öffentlich bekannt gegeben worden. 
 

Begründung: 
 
Im Frühjahr 2004 legte die Polizei Mittelhessen die Kriminalitätsstatistik 2003 vor. Dort wurde ohne jeglichen 
Beweis behauptet, dass die Täter für 138 Straftaten überwiegend aus dem Umfeld der Projektwerkstatt 
kommen. Da die Angabe von Tätern in der Statistik nur an dieser Stelle vorkommt und somit von allen 
sonstigen Formulierungen in anderen Absätzen abwichen, ist davon auszugehen, dass dieser Absatz nicht 
durch etwaige VerfasserInnen des gesamten Berichts, sondern vom Staatsschutz so formuliert wurde und 
dann in das Gesamtwerk gelangt ist. Verantwortlich bleiben zwar trotzdem die Herausgeber, d.h. die 
Presseabteilung und der Präsident des Polizeipräsidiums Mittelhessen. Letztere stellte das Werk mit dem 
folgenden Absatz der Presse vor. 
 

 
 
 
Der Beweisantrag ist für dieses Verfahren von Bedeutung, weil die gefälschte Statistik die Ermittlungsarbeit 
der Polizei in einer Art beeinflusst hat, dass ein vorgegebenes Ergebnis erreicht werden sollte. Um der bereits 
veröffentlichten Statistik genüge zu tun, wurden einseitig entlastende Beweismittel aus dem Verfahren 
entfernt und gleichzeitig belastende Beweismittel erfunden. Eine solchermaßen gerichtete Ermittlungsarbeit 
stellt ein Verfahrenshemmnis dar, weil sie eine Aufklärung blockiert. Daher sind die Hintergründe von 
Bedeutung, um eine Einschätzung über das Verfahrenshemmnis vornehmen zu können. 
 
 
Zudem ist die Glaubwürdigkeit der Polizei insgesamt und der Mitarbeiter des Staatsschutzes im speziellen 
beeinträchtigt. Letztere sind erkennbar an der Formulierung des Absatzes zu sogenannten „linken Straftaten“ 
beteiligt gewesen. Es besteht der begründete Verdacht, dass die Polizei Mittelhessen und hier insbesondere 
der Staatsschutz systematisch und für viele Fälle falsche Verdächtigungen ausgesprochen hat. Denn 
Verurteilungen von politischen Straftaten aus dem Jahr 2003 hat es unter zehn gegeben.  
 
Herausgabe und Umgang mit der Kriminalitätsstatistik werden aber nicht nur ein Licht auf die Polizei in 
Gießen. Gegen die Polizei wurde nämlich Anzeige wegen falscher Verdächtigung und übler Nachrede 
erstattet. Es war und ist offensichtlich, dass diese Straftatbestände gegeben waren. Doch Staatsanwalt 



Vaupel stellte das Verfahren ein mit der Begründung, die Angaben der Polizei entsprächen den Tatsachen. Er 
machte sich damit die Lügen, üble Nachrede und falschen Verdächtigungen auch selbst zu eigen – um die 
kriminell agierende Polizei, wie bei ihm üblich, zu schützen. 
 
Lügende Polizei und Staatsanwaltschaft sind auch im hier laufenden Verfahren die zuständige 
Ermittlungsbehörde – bei einem Verfahren, dass in das Jahr 2003 und damit in die benannte Lüge mit der 
Kriminalitätsstatistik fällt.  
 

Beweismittel: 
� Verlesung des Punktes zu politischen Straftaten in der Kriminalitätsstatistik 2003 
� Heranziehung oder, falls nötig, Beschlagnahme aller Kriminalakten des Polizeipräsidiums 

Mittelhessen zu den als „linke Straftaten“ klassifizierten Vorgängen des Jahres 2003 
� Vernehmung der damals beteiligten MitarbeiterInnen des Staatsschutzes Mutz (damaliger Name), 

Cofsky, Broers und Puff 
� Vernehmung der die Kriminalitätsstatistik herausgegebenden Personen der Presseabteilung der 

Polizei Mittelhessen und damaligen Polizeipräsidenten Meise 
� Vernehmung des Staatsanwaltes Vaupel zu seiner Behauptung, die Angaben der Polizei entsprächen 

den Tatsachen. 
 
 
Gießen, den ............................................ 
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